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VORWORT

In den letzten Monaten haben sich die Fraktionen der Rathaus-
kooperation vor allem mit sich selbst beschäftigt. Tourismus-
abgabe und Bettensteuer boten endlich mal die Gelegenheit, zu 
beweisen, dass man sich für die Gewerbetreibenden engagiert. 
Auch wenn die Tourismusabgabe oft kaum ins Gewicht oder gar 
unter die Bagatellgrenze fällt. Es geht ums Prinzip. Ums Prinzip, 
dass Gewinne privat abgeschöpft und Kosten der Allgemeinheit 
aufgebürdet werden. 
Aber abseits dieser Debatte hat sich einiges getan in der Stadt. 
Nach massiver Kritik unserer Fraktion werden Kinder künf-
tig leichter Hilfen für Therapien bekommen, wenn eine Lese-, 
Rechtschreib- oder Rechenschwäche diagnostiziert wurde. Der 
Weg für den Bau eines Fußballplatzes auf der Nowawiese ist 
nun frei. Bei der Unterbringung von Flüchtlingen hat Potsdam 
nach vielen turbulenten Diskussionen in Gremien und Arbeits-
kreisen den Weg in die Spur gefunden und setzt endlich kon-
sequent das städtische Integrationskonzept um. Die Höhe der 
Kosten der Unterkunft und der Bedarf an Personal und Büchern 
für die erfolgreiche neue Bibliothek werden gerade geprüft. Der 
Oberbürgermeister verkündete, dass auch die günstigen Woh-
nungen im Behlert-Karree nicht verkauft werden sollen. 

Da vieles von dem, was unsere Fraktion initi-
iert und erreicht hat, nicht in der Lokalpres-
se berichtet wird, schreiben wir es eben in 
unsere Zeitung. Und sicher auch wieder in 
die nächste.

JAN WENDT
Fraktionsvorsitzender DIE aNDERE
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KURZNOTIZEN 
AUS DEM RATHAUS

Gutachten und Konzepte
2009 beschloss die Potsdamer Stadtverordnetenversammlung das Stadtentwicklungskon-
zept Wohnen. Statt die darin enthaltenen Empfehlungen einfach umzusetzen, wurde 2011 
das Expertengremium Potsdam22 gegründet, das wiederum 2012 einen Bericht mit Emp-
fehlungen an die Stadtverordneten übergab. Gleich im Anschluss begann die Verwaltung, 
das STEK Wohnen zu evaluieren. Bereits im Januar 2014 soll eine Synopse der Empfeh-
lungen von STEK und Potsdam22 fertiggestellt sein. Der weitere Zeitplan sieht vor, im 
März 2014 die Erstellung eines wohnungspolitischen Konzeptes durch ein externes Büro 
auszuschreiben und dieses Konzept dann im September 2015 vorzulegen. Schon jetzt 
darf man gespannt sein, ob danach ein Workshop oder eine Evaluierung der bisherigen 
Empfehlungen folgt. Wir wagen aber die Prognose, dass die Mieten durch mehr Konzepte 
nicht billiger werden.

Gedächtnislücken in der Rathauskooperation
Im Mai 2013 beauftragte eine Mehrheit der Stadtverordneten den Oberbürgermeister, mit 
der Schlösserstiftung einen Vertrag zur Zahlung von jährlich 1 Mio Euro abzuschließen, 
damit die Stiftung auf einen Parkeintritt für Sanssouci verzichtet. Danach fielen Betten-
steuer und Tourismusabgabe in der StVV durch. Nun kritisierten die Fraktionen, die für 
den Vertragsschluss mit der Stiftung votierten, den Oberbürgermeister dafür, dass er ihren 
Beschluss umgesetzt hat. Die CDU möchte den Oberbürgermeister mit Verhandlungen 
zur Auflösung des Vertrages beauftragen. Als Sahnehäubchen beklagten die Bündnisgrü-
nen in der StVV-Sitzung, dass der Oberbürgermeister den Beschluss für die Zahlung der 
Millionen an die Schlösserstiftung doch als rechtswidrig hätte beanstanden müssen. Sie 
hatten offenbar vergessen, dass sie selbst zugestimmt hatten.

Eine weiße Wand
Eines der wichtigsten Themen im Potsdamer Rathaus scheint die weiße Seitenwand der 
neuen Bibliothek zu sein. Es vergeht keine Sitzung, in der nicht irgendein Vorschlag 
kommt, diese Wand zu gestalten – sei es durch einen Graffiti-Workshop oder durch Kunst-
werke, die an anderer Stelle abgehängt wurden. Selbst das Fehlen von Fenstern in der 
Brandschutzwand wurde schon ernsthaft bemängelt. Man kann sich glücklich schätzen, 
dass es in Potsdam keine wichtigeren Probleme gibt.

Tierschutzverein mit bestem Gebot
Nach jahrelangem Hickhack erteilte im Dezember 2013 der Hauptausschuss dem Potsda-
mer Tierschutzverein den Zuschlag für ein Grundstück in der Michendorfer Chaussee. In 
einem Kommentar in den PNN wurde sogleich gemutmaßt, dass die Stadtverordneten mit 
der Entscheidung das lästige Thema vor der Kommunalwahl erledigen wollten und daher 
gegen das höhere Kaufgebot entschieden haben. Zumindest DIE aNDERE hat für das 
bessere Angebot gestimmt. Wir sind sicher, dass die Stadt nun endlich wieder ein Tier-
heim bekommt und dass sich in Potsdam nun noch mehr Ehrenamtliche für den Tierschutz 
engagieren werden.

Linke Wohnungspolitik
Der Linken-Vorsitzende SASCHA KRÄMER kündigte an, dass seine Partei im kommenden 
Kommunalwahlkampf beim Thema Wohnungspolitik punkten will. DIE aNDERE hofft, dass 
sich das bald bis zur Stadtfraktion herumspricht. Zuletzt stimmte diese nämlich gegen 
unsere Anträge, die Höchstsätze der „Kosten der Unterkunft“ für besonders schutzbedürf-
tige Flüchtlinge und von Obdachlosigkeit bedrohte Familien und Jugendliche zu erhöhen. 
Auch bei unserem Vorschlag, der Pro Potsdam neue Unternehmensziele zu setzen, kam 
kaum eine Stimme aus der Linken-Fraktion. DIE aNDERE wollte den Abbau des Leerstan-
des in der Heidesiedlung und im Behlert-Karree erreichen und die Pro Potsdam verpflich-
ten, mindestens einen Anteil von 10% preiswerten Wohnungen beim Neubau und von 70% 
bei Modernisierung im Altbaubestand sicher zu stellen.

Schiffbauergasse gerettet?
Nachdem der Kulturstandort Schiffbauergasse seit Jahren vor sich hindümpelt, hat die 
Stadtverordnetenversammlung nun eine Vision vom „Internationalen Kunstquartier und 
Publikumsmagnet“ beschlossen. Nun muss der Beschluss nur noch im städtischen Amts-
blatt veröffentlicht werden und schon werden sich Waschhaus, Hans-Otto-Theater und 
Fluxus einem Besucheransturm aus aller Welt gegenüber sehen.

Mehr Urlaub und Geld für Azubis im städtischen Klinikum
Seit Jahren setzt sich DIE aNDERE für eine Bezahlung aller Beschäftigten im städtischen 
Klinikum nach öffentlichem Tarif ein. Mehrfach haben wir am 1. Mai auf dem Luisenplatz 
SPD und Linke daran erinnert, dass Forderungen wie „Gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ in 
den kommunalen Betrieben Potsdams noch nicht umgesetzt sind. Letztlich konnten wir 
einen Beschluss zur Anhebung der Ausbildungsvergütung im städtischen Klinikum durch-
setzen (12/0479). Inzwischen wurde deren Ausbildungsvergütung um ca. 100 Euro erhöht. 
Die Urlaubsansprüche wurden 2013 an das Niveau der öffentlichen Tarifabschlüsse ange-
passt. Über die endgültige Anhebung der Vergütung auf Tarifniveau wird derzeit mit den 
Krankenkassen verhandelt. 

POTSPOT
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DIE VERGESSENE INSEL:
DAS BEHLERTKARREE
VO N V E R A D O ST

Wenn Sie in einem Haus wohnen, das noch unsaniert in guter 
Wohnlage steht und Sie einen Anruf von Ihrem Vermieter bekom-
men, dass ein Verkauf bisher nicht geplant sei, würden Sie dann 
misstrauisch werden? Die Bewohnerinnen der ProPotsdam-Häu-
ser in der Behlertstraße kämpfen derzeit mit zwei Problemen: 
der Baustelle auf der Kreuzung direkt vor ihren Haustüren und 
einem möglichen Verkauf ihrer Wohnungen.

In Insellage
Als die Sanierung der Nutheschnellstraße den Fuß der Humboldtbrücke erreichte, stellten 
die Bewohnerinnen der Häuser Gutenberg-/Behlertstraße eines Morgens fest, dass sie 
von ihrer Verkehrsinsel nicht herunterkommen – der bis dahin vorhandene sichere Zugang 
zu den Fußgängerampeln war abgesperrt. Das Straßenbauamt sah das offenbar anders 
und versicherte einem Anrufer, dass es einen Zugang gebe. Briefe an MAZ und PNN führ-
ten zu Artikeln über die vergessenen Inselbewohner. Erst danach gab das Straßenbauamt 
zu, die Möglichkeiten für Fußgänger, die Straßen in Richtung Babelsberg, Berliner Straße 
und Am Kanal sicher zu überqueren, ersatzlos gestrichen zu haben. Aus Sicht des Stra-
ßenbauamts schien das kein Problem darzustellen – sie verwiesen auf die Fußgängeram-
pel in der Hans-Thoma-Straße. Diese Runde um den Block stellte besonders für alte Men-
schen und Eltern mit Kindern eine große Hürde dar – denn dieser Umweg kostet vor allem 
viel Zeit, will man nicht ausgerechnet in die Gutenbergstraße.

Eine Bewohner-Initiative nahm die Sorge um ihr Wohlergehen in ihre eigenen Hände und 
erwirkte ein Treffen mit Mitarbeitern des Straßenbauamts. Eine Ortsbegehung führte zu 
der Einschätzung, dass das Straßenbauamt bei der Baustellenplanung tatsächlich einen 
Fehler gemacht habe. Diesen zu korrigieren, dürfte zwei Wochen dauern. Bei dem Treffen 
vor Ort sprachen die Bewohnerinnen eine ihrer großen Sorgen an: den geplanten dreispu-
rigen Ausbau der Behlertstraße – ob dieser in Planung bzw. gar schon beschlossen sei? 
Das Straßenbauamt verneinte. Irritation erregte daher eine Informationsveranstaltung der 
Stadt über die Sanierung der Humboldtbrücke, bei der auch der Ausbau der Behlertstraße 
angesprochen wurde. Um in Erfahrung zu bringen, welche Absichten in Bezug auf den 
Straßenausbau wirklich bestehen, schrieb die Bürgerinitiative alle Fraktionen der Stadt-
verordnetenversammlung an. Konkret geantwortet hatte nur SASKIA HÜNEKE (Grüne). 
Sie schrieb der BI, dass es keine Pläne für einen Straßenausbau gebe. Acht Tage später 
stand in der Zeitung, dass derzeit im Baudezernat des Beigeordneten MATTHIAS KLIPP 
(Grüne) der Entwurf eines nötigen Bebauungsplans erarbeitet wird.

Sorgen bereitet den Anwohnerinnen ein möglicher Rückstau von der Gotischen Bibliothek 
direkt vor ihre Haustüren. Auch jetzt staut sich nachmittäglich der Verkehr – allerdings nur 
auf zwei Spuren. 

Ein dreispuriger Stau wird die Abgase und den Lärmpegel um vieles 
erhöhen. 

Die aktuelle Baustelle zeigt täglich, dass die Fußgängerinnen oft trotz grüner Ampeln gro-
ße Schwierigkeiten haben, die Straßen zu überqueren, da viele Autos die Fahrbahnen 
blockieren. Eine solche Situation könnte zum Dauerzustand werden, wenn die Behlertstra-
ße noch mehr Autos zwischen Berliner und Kurfürstenstraße fassen wird. Denn niemand 
weiß, wohin sich der Autostrom letztlich ergießen soll, da das Stück der Behlertstraße, die 
am Neuen Garten entlangführt, vom Ausbau ausgeschlossen bleibt. 
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Ausbau sicher – Verkauf vielleicht
Die extreme Veränderung des Wohnumfelds, die eine dreispurige Behlertstraße bedeutet, 
führte zu einem Gespräch der Bewohnerinnen mit der ProPotsdam (PP), die als Vermiete-
rin für den Schutz ihrer Mieter vor Lärm und Verschmutzung zuständig ist. Die Mieterinnen 
brachten die Frage auf, wie die ProPotsdam den geplanten Ausbau beurteilt, da durch eine 
stark befahrene Straße der Immobilienwert sinken würde. Außerdem wollten sie wissen, 
wie die PP den Schutz vor Bau- und Verkehrslärm plane. Frau KLEEMANN, die als Vertre-
terin der ProPotsdam an diesem Gespräch teilnahm, war nach Aussagen der BI zu dieser 
Frage gar nicht informiert und zeigte eher Desinteresse. Eine Haltung, die keine der am 
Gespräch beteiligten Mieterinnen nachvollziehen konnte, da  sie genau diese Frage als 
eine der wichtigsten für die Gesprächsvorbereitung der ProPotsdam vorab hat zukommen 
lassen.

Dieses Desinteresse erklärt sich PAWEL RUTKOWSKI von der BI damit, dass die PP das 
Objekt zwischen Behlert- und Gutenbergstraße verkaufen möchte und daher die Schutz-
maßnahmen perspektivisch nicht mehr als ihre Aufgabe betrachtet. Einen Verkauf befürch-
ten die Bewohnerinnen schon seit längerem, da ihr Wohnquartier in einem ähnlichen Sta-
tus ist, wie es auch die Heidesiedlung war: 23 Jahre war es nicht sicheres Eigentum der PP, 
da es mit ungeklärten Restitutionsansprüchen belastet war. In dieser Zeit wurde wenig zum 
Erhalt der Wohnqualität von Seiten der Vermieterin getan. Jetzt sind einige Wohnungen 
nach Einschätzung der PP in unvermietbarem Zustand; momentan stehen etwa zwanzig 
Wohnungen im Karree leer. Die Vermutung, dass die PP einen Verkauf plant, wurde erhär-
tet, als parallel zu den Verhandlungen in der Heidesiedlung Geschäftsführer WESTPHAL 
Kontakt zu RUTKOWSKI aufnahm und ihn bat, die Mieterinnen sollten sich mal mit dem 
Thema Genossenschaften beschäftigen. Man könnte dies eher als Ankündigung eines dro-
henden Verkaufs verstehen. Die Idee von Herrn WESTPHAL die Mieter zu Eigentümern zu 
machen, die sich gemeinsam in einer Genossenschaft organisieren, halten die Bewohner 
jedoch für absolut unrealistisch. Über den im Juni erfolgten Ausgang des Restitutions-
streits informierte die PP alle Mieterinnen über Aushänge in den Hausfluren. Dazu kam die 
telefonische Versicherung WESTPHALs an RUTKOWSKI, jetzt wäre die PP erst einmal mit 
der Heidesiedlung beschäftigt und das Behlertkarree hätte noch Zeit bis etwa 2015. 

Der Leerstand im Block war ein anderes Thema im Gespräch der Mieterinnen mit Frau 
KLEEMANN, das im Frühjahr stattfand. Ob man den Leerstand nicht beseitigen könnte, 
wollten die BI wissen. Ein klares Nein war die Antwort. Begründung: der Sanierungsauf-
wand pro Wohnung übersteige die 5000 Euro-Grenze. Soviel zu investieren sei die PP 
nicht bereit, solange der Restitutionsstreit nicht geklärt sei. Auch diese Auskunft halten 
nicht alle Mieterinnen für glaubwürdig, was Frau KLEEMANN mit dem Hinweis konterte, 
dass sie das gar nicht einschätzen könnten. Sie gab ihnen auch den Rat, sich nicht für die 
Vermietung der leeren Wohnungen einzusetzen. 

Denn das Ergebnis davon könnte sein, dass nach einer Sanierung des 
gesamten Blocks die PP die momentan leeren Wohnungen dann nicht 
teurer neuvermieten könnte, und damit der Mietpreis aller Wohnungen 
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– auch der der Bestandsmieter – höher ausfiele, um die Sanierungs-
kosten wieder hereinzuholen. 

Verglichen mit der Heidesiedlung, wo die PP einen Spielraum bei der Mietpreisaushand-
lung sieht, wäre aus KLEEMANNs Sicht dann eine grundlegend andere Ausgangslage im 
Behlertkarree geschaffen.

Beim Vergleich mit der Heidesiedlung zieht die BI aber andere Schlüsse: dort sind insge-
samt weniger Wohnungen vorhanden und das Objekt liegt im Sanierungsgebiet, kann so-
mit staatlich gefördert werden. Das Behlertkarree erfüllt diese Bedingungen nicht. Auch 
geht es der BI nicht allein um ihre Wohnungen, sondern um die stadtpolitische Entwick-
lung auf dem Wohnungsmarkt. Um preiswerten Wohnraum in Innenstadtnähe zu erhalten, 
sind sie bereit, nach Wegen der Sanierung zu suchen, die – ähnlich der Heidesiedlung – 
mehr auf die Bedürfnisse der jetzt dort wohnenden Menschen achtet und vor allem auf den 
Erhalt der Bausubstanz fokussiert ist. Dichte Dächer, dichte Fenster, trockene Wände, 
neue Elektrik – und je nach Bedarf die uneinheitlichen Heizungen beibehalten. Der Teue-
rungsfaktor Zentralheizung, der nach Sanierungen die Mieten hochtreibt und bisher von 
der PP als obligatorische Modernisierungsmaßnahme durchgeführt wird, lehnen sie als 
pauschale Neuerung ab. Hier besteht aus ihrer Sicht ein großer Spielraum, den sie nutzen 
wollen. Voraussetzung dafür ist, dass das Objekt im Eigentum der PP bleibt.

Zukunftsmusik
Die Baustelle und der Kampf für einen sicheren Zugang zur anderen Straßenseite hat die 
Bewohnerinnen des Karrees einander näher gebracht. Die Hoffeste im Sommer schufen 
eine Nachbarschaftskultur der gegenseitigen Hilfe und gemeinsamen Freizeitgestaltung. 
Vom Sehen kennt man sich ja sowieso, und wenn die Auseinandersetzung um unsere 
Zukunft im Quartier anhält, werden wir noch mehr Nachbarn kennenlernen, meint RUT-
KOWSKI. Die Mieterinnen sorgen sich darum, wo sie landen werden, sollte ihr Objekt 
verkauft und saniert werden. Die Privatisierung kommunalen Wohnraums in den letzten 
Jahrzehnten führte zu den bekanntlich momentan hohen Mieten. Die Stadt engte ihre Ver-
antwortung für bezahlbares Wohnen ein, indem sie aus dem PP-Bestand immer wieder 
Häuser verkaufte. Auch im Fall der Heidesiedlung wollte sie diesen Weg gehen. Angeblich 
ist es nötig, Wohnungen und Häuser zu verkaufen, um das, was dann noch übrig bleibt, 
erhalten und sanieren zu können. 

Zur Jahrtausendwende kaufte die PP der Stadt Immobilien ab, die ihr 
schon gehörten, um den Stadthaushalt zu sanieren. 

Jetzt verkauft sie preiswerten Wohnraum, um gleichzeitig wesentlich teurere Neubauten 
bis 2019 schaffen zu können. Wer soll daran glauben, dass die soziale Verantwortung der 
ProPotsdam mehr ist, als ein Feigenblatt?

V D

 

OB MOBBING HILFT?

Oder: wie erzeugt man einen 
kausalen Zusammenhang
VO N V E R A D O ST

In der kinderfreundlichsten Stadt der Republik wurde für Kinder 
mit Lese-Rechtschreib- oder Rechenschwäche die Ausgleichs-
hilfe gekürzt.

INKLUSION
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Lesen lebt – Leben liest
„Wer lesen kann, ist im Vorteil.“ Wie dieser „dumme Spruch“ sagt, ist das Lesen eine für 
alle Lebensbereiche hilfreiche und sogar notwendige Fertigkeit. Einigen Kindern und Ju-
gendlichen fällt das Lesen, Schreiben und Rechnen aber so schwer, dass man von einer 
Teilleistungsstörung spricht. Wer nicht richtig lesen, schreiben oder rechnen kann, be-
kommt Probleme im Alltag, in der Schule, im Beruf, kann Bezeichnungen nicht richtig le-
sen und weiß nicht, wie viel Geld er an der Kasse zurückbekommt. Solche „normalen“ 
Dinge nicht zu können, ist für die Betroffenen meist nicht nur mit Scham und Angst be-
setzt, sondern Teilleistungsstörungen führen zu Ausgrenzungen in allen Lebensbereichen. 

Die Schule bietet für Kinder und Jugendliche mit Teilleistungsstörungen leider so gut wie 
keine Hilfe an. Die einzige, per Vorschrift in einer Schulverwaltungsverordnung geregelte 
Hilfe besteht in einem so genannten Nachteilsausgleich. Nachteilsausgleich? Soll der 
Nachteil nur ausgeglichen werden? Sollte der Nachteil nicht besser durch eine geeignete 
Hilfe behoben werden? 

Die Schule sieht sich hier offenbar nur in ausgleichender Funktion, 
was die Situation für die betroffenen Kinder und Jugendlichen nicht 
besser macht. 

Sie werden wegen ihres Versagens im Lesen, Schreiben, Rechnen gehänselt, für dumm 
gehalten, links liegen gelassen. 

Das Sozialamt sieht in den meisten Fällen keinen kausalen Zusam-
menhang zwischen Teilleistungsstörung und Teilhabeeinschränkung

Wenn jemand schon ausgegrenzt ist oder wenn eine Ausgrenzung droht, dann soll er bei 
der Wiedereingliederung unterstützt werden. So schreibt es das Sozialgesetzbuch. Nun 
könnte man annehmen, dass Teilleistungsstörungen im Lesen, Schreiben und Rechnen 
automatisch dazu führen, dass eine Eingliederungshilfe nach Sozialgesetzbuch gewährt 
wird. Zumal dann, wenn sich die Schule nicht zuständig sieht. 

Doch weit gefehlt. Das Sozialamt Potsdam kennt offenbar Menschen, die kaum oder gar 
nicht lesen, schreiben und rechnen können und die trotzdem gesellschaftlich gut integriert 
sind. In der Antwort auf eine Kleine Anfrage benennt das Sozialamt im Januar 2013 an 
erster Stelle der Ablehnungsgründe von Anträgen auf Eingliederungshilfen: „Teilhabeein-
schränkung im kausalen Zusammenhang mit der Teilleistungsstörung war nicht nachweis-
bar“. 

Was ist damit gemeint? Müssen die Kinder mit Teilleistungsstörungen von ihren Mitschü-
lern mit klaren Hinweisen auf ihr Defizit gemobbt werden? Etwa so: „Wir spielen nicht mit 
Marie, weil sie zu doof zum Rechnen ist“? Müssen besondere Schimpfworte nachgewie-
sen werden? Muss die Aufnahme in den Fußballverein mit dem Hinweis „Der kann ja nicht 
mal richtig lesen“ abgelehnt worden sein? 

Wann liegt ein „kausaler Zusammenhang“ zwischen Teilleistungsstö-
rung und Teilhabeeinschränkung vor? Wie muss dieser nachgewiesen 
werden?

Und was ist mit den Kindern, deren soziales Umfeld mit dem Lernproblem akzeptierend 
umgeht? Müssen hier erst einmal derbe Umgangsformen eingeführt werden? Soll hier 
beim Mobbing nachgeholfen werden? Etwa mit dem Hinweis: „Den Carl darfst du ruhig 
schubsen; der ist doch sowieso zu dumm zum Lernen“?

Das Potsdamer Sozialamt setzt auf Integration 
durch Ablehnung von Eingliederungshilfen

Das Sozialamt zumindest weiß, was kausal ist und hat die Zahl der bewilligten Hilfen bei 
Teilleistungsstörungen in den Jahren 2010 bis 2012 von 71 auf 26 Fälle gesenkt. Da der 
Hauptablehnungsgrund im fehlenden kausalen Zusammenhang von Teilleistungsstörung 
und Teilhabebeeinträchtigung liegt, hat das Sozialamt in seiner Antwort auf die Kleine 
Anfrage vom Januar 2013 unter Anspruchsvoraussetzungen „kausaler Zusammenhang“ 
noch einmal fettgedruckt. Der „kausale Zusammenhang“ ist offenbar wichtig und unum-
gänglich. Nur was tun in einer Stadt, die sich als die „kinderfreundlichste Stadt Deutsch-
lands“ rühmt und sogar einen Teilhabeplan vorgelegt hat? Was tun in einer sozialen Kultur, 
die auf Integration und nicht auf Ausgrenzung setzt? 

Will uns das Sozialamt mit dem fettgedruckten „kausalen Zusammen-
hang“ sagen, dass es gar nicht anders kann, als die Anträge abzuleh-
nen, wenn wir weiter so nett mit denen umgehen, die nicht richtig 
lesen, schreiben und rechnen können? 

Sollen die Eltern erst ein gut dokumentiertes Mobbing ihrer Kinder organisieren, um den 
„kausalen Zusammenhang“ hieb- und stichfest nachzuweisen? Details dazu benennt die 
Antwort auf die Kleine Anfrage nicht. 

In den letzten Monaten hat sich in Folge der Proteste von vielen Familien, deren Anträge 
auf Hilfen für ihre Kinder abgelehnt worden sind, einiges beim Sozialamt in Bewegung 
gesetzt. Wie auf der Sitzung des Jugendhilfeausschusses im November 2013 berichtet, 
wurden ein Fachgesprächskreis, ein Fallbesprechungsbeirat und ein zusätzliches Bera-
tungsangebot für Eltern von Kindern mit Teilleistungsstörungen geschaffen. Die Zahl der 
abgelehnten Eingliederungshilfen für Lerntherapien ist gegenüber dem Vorjahr bei einer 
nahezu gleichen Antragszahl gesunken. Der „kausale Zusammenhang“ zwischen der Teil-
leistungsstörung und der Teilhabebeeinträchtigung wird offenbar wieder häufiger als im 
Vorjahr gesehen. „Im Vordergrund stehen unsere Kinder!“, schreibt das Sozialamt rot ein-
gerahmt in seiner Präsentation. Hoffen wir, dass diese Aussage in einem positiven kausa-
len Zusammenhang zur Anzahl der bewilligten Hilfen für Lerntherapien steht. 

V D
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● Habt ihr es gemerkt? Da war der Dreisatz. Wie viel Geld braucht man pro Stunde (22 Millionen Euro 
durch 1400 Tage sind 15.714 Euro pro Tag, und das durch 24 Stunden, die der Tag hat, ergibt das 654 
Euro und 75 Cents die Stunde)? Gespendet hat der Herr DIEKMANN höchstens 10.000 Euro, und das 
heißt, dass es bis 15.16 Uhr aufgebraucht wäre, weil ja jede Stunde 654 Euro 75 Cents weg sind.Bauerwartungsfläche mit viel Ambition

Dreisatz im Einsatz:
GLAUBE, GELD 
UND GARNISONKIRCHE
VO N N I CO L AS BAU E R  

Seit fast einem Vierteljahrhundert wird es gebetsmühlenartig 
wiederholt: die Garnisonkirche wird mit Spendengeldern aufge-
baut. Nur ist es sehr schwer zu erfahren, wie viele Spenden bisher 
eigentlich zusammen gekommen sind. Die Stiftung Garnisonkirche 
Potsdam sagt nichts zu dem Thema. JANN JAKOBS, Mitglied im 
Stiftungsrat, will darüber nur im nicht-öffentlichen Teil des Haupt-
ausschusses reden. In allen Planungen der Stadt ist der Glaube 
fest verankert, dass die Garnisonkirche praktisch schon steht. 

NICHTORTE Was wissen wir? Der Turm soll für 40 Millionen zu haben sein, der Rest dann nochmal 60 
Millionen kosten; so der liebe Herrgott die Kostenkalkulation nicht verhagelt. Bisher hat die 
Stiftung seit 2008 runde 5-6 Millionen gesammelt, aber die laufenden Ausgaben sind so 
hoch, dass die Ausführung der Planzeichnungen für den Bauantrag mit 300.000 Euro un-
terstützt werden musste. Also scheint in der Schatztruhe nicht so viel drin zu sein. Außer-
dem gab es ja das ganze Tam-Tam, dass der Kulturstaatsminister NEUMANN (CDU) den 
Bau der Garnisonkirche mit 12 Millionen Euro finanziert. 

Man hat sich ein ehrgeiziges Ziel gesetzt: bis Ende Oktober 2017 soll der Turm stehen. 
Pünktlich zum 500. Jahrestag der Reformation. Ist ein schönes Datum. Da hat ja der gute 
MARTIN LUTHER gegen den Papst gewettert, wie der seine übertriebenen Kirchenbauten 
finanziert hat. Mit Ablasshandel. Damit der liebe Herrgott bei den Sünden ein Auge zu-
drückt. Pfui. Schämen soll der sich.

Aber zurück zur Mathematik. Also ab dem Neujahrstag 2014 sind es 
noch 1400 Tage bis zum goldenen Jubiläum. Und wenn bis dahin 
noch 28 Millionen Euro eingesammelt werden sollen, heißt das ganz 
einfach, dass jeden Tag – auch am heiligen Sonntag – 20.000 Euro 
gespendet werden müssen. 

Und da sind die 12 Millionen vom Kulturstaatsminister schon mit drin, gleichwohl die erst 
freigegeben werden, wenn der Rest schon finanziert ist. Wenn wir mal annehmen, dass bis 
heute schon 6 Millionen zusammengekommen sind und nicht schon wieder ausgegeben 
wurden, dann muss man einfach 22 Millionen durch 1400 Tage teilen, und das sind dann 
immer noch 15.714 Euro täglich. Wenn man jetzt sagt, dass der Christ aber sonntags nur 
für Mildtätiges spendet, dann sind es nur 1200 Tage und damit schon wieder 18.300 Euro 
täglich.

Und was passiert in Tat und Wahrheit Tag für Tag? Nicht viel. Alle paar Wochen dürfen wir 
die Erfolgsmeldungen von der Spendenfront hören. Die mediale Schwelle für einen Artikel 
in MAZ oder PNN liegt bei rund 10.000 Euro. Zum Beispiel hat im November Bild-Chefre-
dakteur DIEKMANN gespendet. Wir mussten in der Zeitung lesen: eine 4-stellige Summe 
für Ziegel. Na Super! Das reicht im besten Fall gerade mal bis viertel nach drei mittags. ● 
Das ist der Lokalpresse eine Sondermeldung wert, mit Photo. 

Bitte bedenkt: die Rechnung handelt nur vom Turm für 40 Millionen. Der Rest kostet noch-
mal 60 Millionen und dafür hat der Kulturstaatsminister noch keine 12 Millionen springen 
lassen. By the way: was sagt Mitteschöns All-Zweck-Mäzen HASSO PLATTNER? Der 
winkt ab. Kirchen interessieren ihn nicht.
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Die Uhr tickt. Wie sieht das in Zukunft aus? Wer bleibt dem Glauben treu? Wer schert aus 
der Glaubensgemeinschaft der Garnisonkirchen-Fans aus? Spannende Fragen. Einer-
seits läuft man Gefahr sich lächerlich zu machen, wenn man zu lange der aussichtslosen 
Sache anhängt. Aber andererseits ist der Glaube auch immer eine Hoffnung, denn es 
könnte ja doch noch ein Großspender kommen und das „Wunder der leeren Hände“ schaf-
fen. Wenn man zu früh vom Glauben abgefallen ist, dann wird der Weg zurück in die Ge-
meinschaft schwer. Aber vielleicht spendet ja auch ein fieser Nazi oder Rüstungskonzern, 
der sein Geld mit Landminen und Streubomben verdient. Dann wird es schwer, aus der 
Gemeinschaft raus zu kommen, die sich im Erfolg sonnt.

Aber das ist wahrscheinlich alles viel zu dramatisch gedacht. Es wird 
wohl eher so ablaufen wie beim Stadtkanal, der laut Machbarkeitsstu-
die aus dem Jahr 2002 kurz vor der Fertigstellung steht. 

Übrigens auch alles mit Spendengeldern. Das Projekt Garnisonkirche wird ganz einfach 
versacken. Man wird nicht mehr drüber reden. Wer will sich auch schon lächerlich ma-
chen. Ein kleines Häuflein Aufrechter wird die Fahne hoch halten. Man wird sie mitleidig 
belächeln. 

Vermutlich wird alles ruhig ablaufen. Bis zum 500. Jahrestag der Reformation im Herbst 
2017 werden wir noch manche Erfolgsmeldung hören. Unglücklicherweise wird das Geld 
schlussendlich bei Weitem nicht reichen. Die Baugenehmigung für die Garnisonkirche 
wird im Frühsommer 2018 auslaufen. Niemand wird sich erneut für das Projekt stark ma-
chen. Die nächste OB Wahl ist erst ein Jahr nach dem Jubiläum; die übernächste Stadt-
verordnetenwahl auch. Anfang 2018 wird die SPD einen unvorbelasteten OB Kandidaten 
aufstellen, der nicht aus Potsdam kommt. Er oder sie wird gewählt und dann mit irgendei-
ner neuen Idee kommen, was man mit dem brachliegenden Platz anfangen könnte. Amen. 

Gibt es noch einen allerletzten Ausweg für die Garnisonkirchenfreaks außer weiter auf 
Staatsknete für den Protzbau zu hoffen? Ja, es gibt einen allerletzten Ausweg. Die Garni-
sonkirchen-Fans könnten noch eine Wunderwaffe zünden. Ich meine nicht den Weih-
nachtsmann. Nee, den lassen wir mal raus aus dem Spiel. Es ginge auch anders. Sie 
könnten das theologische Konzept der Garnisonkirche ändern. Sie konvertieren kurzer-
hand zum Katholizismus. Dann führen sie den Ablasshandel als innovatives Finanzie-
rungskonzept ein. Bei all den guten Absichten sollte das schon in Ordnung gehen. Und bei 
all den Sünden, die sich bis heute wegen dem Preußentempel angesammelt haben, wird 
es ziemlich klingeln in der Kasse. Da könnte es sogar für die ganze Garnisonkirche rei-
chen.

N B

TOURISMUSABGABE –
PARKEINTRITT –
GERECHTIGKEIT?
VO N JA N W E N DT

Die Stiftung Preußische Schlösser und Gärten will mehr Geld, 
um Park Sanssouci zu erhalten. Die Stadt Potsdam ließ sich von 
der Drohung, notfalls einen Parkeintritt zu erheben, zur Zahlung 
von jährlich einer Million Euro an die Stiftung erpressen. Die 
Gegenfinanzierung durch eine Tourismusabgabe scheiterte 
jedoch in der Stadtverordnetenversammlung.

IM PARK

19

Park Babelsberg
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Eintritt für Unterhalt
Eintritt für den Park Sanssouci zu nehmen, ist kein neues Thema in der Potsdamer Lokal-
politik. Eine große Mehrheit der Potsdamer Stadtverordneten hat sich in den vergangenen 
zehn Jahren immer wieder dagegen ausgesprochen.

Nun gehört die Stiftung Preußische Schlösser und Gärten jedoch nicht der Stadt Potsdam, 
sondern den Ländern Berlin und Brandenburg und der Bundesrepublik Deutschland. Dem-
zufolge entscheidet nicht die Stadt Potsdam, sondern der Stiftungsrat, in dem die drei Ei-
gentümer paritätisch vertreten sind. Im Stiftungsrat verständigten sich 2012 die drei Eigen-
tümer auf die Einführung eines Parkeintrittes für den Park Sanssouci, sollte sich die Stadt 
Potsdam nicht in Höhe von einer Million Euro an den Unterhaltskosten des Parks beteili-
gen. Schon hier hätten die Potsdamer Parteien ihre Vertreter auf Landesebene zur Ord-
nung rufen müssen; taten sie aber nicht. Stattdessen änderten SPD und DIE LINKE das 
Kommunalabgabengesetz, um Potsdam die Möglichkeit zu geben, die eine Million Euro 
mittels einer Tourismusabgabe aufzubringen. Der Oberbürgermeister handelte mit der 
Stiftung einen 5-Jahresvertrag aus, der nicht einfach die Überweisung von einer Million 
Euro jährlich sichert, sondern in dem konkrete, bei der Stadt abzurechnende Maßnahmen 
vereinbart wurden, die mit dieser Million finanziert werden sollen. Dieser Vertrag wurde 
von der Stadtverordnetenversammlung beschlossen. 

Die Angst vor Potsdams Einzelhändlern ließ die SPD die 
weniger effektive Bettensteuer vorschlagen – und damit 
die Tourismusabgabe verhindern       

Gleichzeitig sollte als Finanzierungsquelle die Erhebung einer Tourismusabgabe be-
schlossen werden. Eine Mehrheit dafür hätte es gegeben, doch es war die falsche Mehr-
heit. Statt dass die SPD mit den Stimmen von uns und den LINKEN die Tourismusabgabe 
beschließt, entschied sie sich dafür, als Alternative eine Bettensteuer auf private Hotel- 
und Pensionsübernachtungen ins Spiel zu bringen. Damit verschaffte sie der Lobby der 
Innenstadthändler genügend Zeit, ihre Wirkung zu entfalten. Ohne jemals konkrete Zahlen 
zu nennen, wird den Potsdamerinnen und Potsdamern mit Preissteigerungen gedroht, die 
bei genauerem Hinsehen jeglicher Grundlage entbehren. 

Den Preis für den spektakulärsten Umfaller in dieser Frage gebührt den Bündnisgrünen. 
Sich windend, ob man jetzt seinen selbstständigen Unternehmerfreunden eine zusätzliche 
Abgabe zumutet oder den Hotels eine Bettensteuer auferlegt, flüchteten sie sich in das 
Allzweckargument „rechtliche Bedenken“ und sind nun für den Parkeintritt als gerechteste 
Lösung. Dabei beteiligt sie die Potsdamer Bevölkerung bereits über die Zuschüsse von-
Bund und Land an der Finanzierung der Schlösserstiftung. Ebenso finanzieren die Potsd-
amerinnen und Potsdamer über den Stadthaushalt die touristische Infrastruktur – die von 
Privaten gewerblich genutzt wird.

►  Die FDP machte mit dieser Postkarte gegen die geplante Tourismusabgabe Stimmung. Wir haben 
nachgerechnet. Selbst bei einem Jahresumsatz von 300.000 Euro hätte ein Friseurgeschäft in der 
teuersten Zone noch unter der Bagatellgrenze gelegen und keinen Cent Tourismusabgabe gezahlt. 
Bei einem Jahresumsatz von einer Mio Euro wären dann jährlich satte 31,20 Euro fällig gewesen.

Was ist bitte gerecht daran, nun auch noch Parkeintritt von Leuten zu 
verlangen, die die Parks passieren müssen, um ihre Kinder zur Schu-
le zu bringen? Die Tourismusabgabe hätte all diejenigen an den 
Kosten der touristischen Infrastruktur beteiligt, die sie nutzen, um 
damit Gewinne zu erzielen oder ihren Lebensunterhalt zu verdienen. 
Das ist allemal gerechter, als die Kosten zu vergesellschaften und die 
Gewinne zu privatisieren. 

Nur eine Tourismusabgabe würde es ermöglichen, weitgehend alle Nutznießer an den 
Kosten zu beteiligen – auch die Deutsche Bank, die Schlösserstiftung oder Mövenpick. 
Die Mehrzahl der kleinen Unternehmen würde auch in Zone 1 unter der Bagatellgrenze 
bleiben und überhaupt nicht belastet werden.

Sicher hätte über die Festsetzungen der Zonierungen, Vorteilssätze und Bagatellgrenzen 
noch diskutiert und die eine oder andere Änderung vorgenommen werden müssen. Doch 
eine sachliche Auseinandersetzung ist leider nicht möglich, wenn die bürgerliche Mitte 
sich darin überbietet, sich vor ihrer Klientel in Szene zu setzen, weil man endlich mal ein 
dafür geeignetes Thema entdeckt hat.

J W
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GEGEN HEIMUNTERBRINGUNG
UND RESIDENZPFLICHT
VO N V E R A D O ST

ELIZABETH NGARI von der Flücht-
lingsorganisation Women in Exile 
ist seit 1996 in der BRD, lebte 
sechs Jahre im Prenzlauer 
Flüchtlingsheim. Seit 1998 
engagiert sie sich mit der 
Brandenburger Flüchtlingsini-
tiative gegen das Gutschein-
system, die Residenzpflicht 
und Arbeitsverbote für 
Asylsuchende. 2002 
gründete sie zu-
sammen mit ande-
ren Flüchtlings-
frauen die 
Initiative Women 
in Exile. Momen-
tan lebt sie in 
Berlin und arbei-
tet in Potsdam.

ASYLPOLITIK V E R A D O ST        

Wo und weshalb begannen Sie mit der politischen Arbeit?

E LI Z A B E T H NG A R I        

Das fing im Heim in Prenzlau an. Die Lebensbedingungen dort waren sehr schlecht – vor 
allem in Bezug auf Hygiene in den Gemeinschaftsräumen. Einige von uns begannen, das 
systematisch zu kritisieren, um die Situation zu verbessern. Die Arbeit speziell für geflüch-
tete Frauen nahmen wir auf, als ich mit fünf anderen Frauen ein Interview für die BBC gab. 
Da merkten wir, dass Frauen etwas andere Probleme haben, als Männer. Arbeitsverbote, 
Residenzpflicht und die Gutscheine waren – oder sind – Probleme, die alle Flüchtlinge hier 
betreffen. Aber für Frauen gibt es daneben noch andere.

Was genau bedeutet Leben im Heim?
Es bedeutet Stress. Der verursacht oft Aggression, und der Stress im Heim hört nie auf. 
Man kann sich einfach nicht davon erholen. Die große Nähe so vieler Menschen macht es 
sehr schwer, den Alltag zu organisieren. Das geht damit los, dass zwanzig Personen ein 
Bad benutzen und eine Küche. Wenn Sie einen Termin in einer Behörde haben, dann ist 
es wirklich schwierig, pünktlich zu sein, wollen Sie vorher ins Bad oder in die Küche. 
Nachts gibt es fast nie Ruhe, irgendwo ist immer jemand und hört Musik oder spricht. 
Schlafen geht kaum. Oft wird an die Türen der Zimmer geklopft, in denen Frauen wohnen. 
Das stresst sie, das stresst die Kinder und die Frauen gehen nachts am besten nicht auf 
die Toilette.

Ihre Organisation heißt Women in Exile – gibt es genderspezifische 
Unterschiede im Exil? Welche?

Es gibt für Frauen keine Privatsphäre in den Heimen, es gibt sexuelle Belästigung und 
Übergriffe. Frauen erleben Übergriffe sowohl von Heimbewohnern als auch von Angestell-
ten des Heims. Das erleben Männer nicht so sehr. Außerdem haben die Frauen in den 
Heimen mehr Arbeit, da viele Männer sich nicht um die Reinigung der Gemeinschaftsräu-
me kümmern. Es gibt zwei Kochstellen für zwanzig Menschen. Je mehr Menschen in die 
Heime gesteckt werden, um so mehr nimmt diese Arbeit zu. Deshalb haben wir 2011 mit 
der Kampagne Kein Lager für Frauen! Alle Lager abschaffen! begonnen, mit der wir unser 
Recht auf Privatsphäre einfordern.

Wenn über die Eröffnung neuer Heime diskutiert wird, 
welche Aspekte bestimmen solche Diskussionen?

In Potsdam ist es die Anzahl der erwarteten Flüchtlinge, es gibt nicht genug Platz. Mir 
scheint, dass dies tatsächlich das Problem ist, denn es gibt hier wenig freie Häuser. Und 
trotzdem fragen wir uns: Warum ein neues Heim? Wieso nicht die Leute aus dem Heim 
ausziehen lassen? Am Schlaatz gibt es Wohnungen im Heim, 2-Raum-Wohnungen für 
zwei Personen, mit eigener Toilette und Küche. Das ist immerhin besser, als die Gemein-



26

Wie ist aus Ihrer Sicht die Zusammenarbeit mit dem Migrantenbeirat 
Potsdam, fühlen Sie sich unterstützt?

Wir bekommen mitunter ein paar Informationen von ihnen, aber wir arbeiten nicht zusam-
men. Wir wurden hin und wieder zu Treffen eingeladen, jetzt aber schon lange nicht mehr. 
Wir werden auch nicht von ihnen unterstützt bei unseren Versuchen, unsere Wohnsituati-
on zu verändern. Im Gegenteil, sie setzen sich für ein neues Verfahren ein, das es sehr 
schwer machen wird, aus dem Heim auszuziehen und eine Wohnung zu bekommen. Bevor 
Flüchtlinge aus dem Heim ausziehen dürfen, müssen sie sich prüfen lassen, ob sie in der 
Lage sind, in eigenen Wohnungen zu leben. Diese Prüfung umfasst spezielle Interviews 
mit dem Sozialamt und der Ausländerbehörde. Nur wenn die Mitarbeiter dieser Institutio-
nen sie fit dafür halten, eine Privatsphäre zu haben, bekommen sie die Chance, in eine 
Wohnung zu ziehen. Wir denken, das ist Diskriminierung. Wir haben Kontinente und Mee-
re durchquert und sie prüfen, ob wir in der Lage sind, in unseren eigenen Wohnungen zu 
leben? Wir haben gegen Verfolgung und Diktaturen gekämpft und sie bezweifeln, dass wir 
in der Lage sind, unser eigenes Leben zu organisieren! So sehe ich es. Menschen, die uns 
unterstützen, kommen zum Beispiel vom Flüchtlingsrat oder anderen Flüchtlingsorganisa-
tionen. Ich wünsche mir, wir hätten mehr Kooperation mit dem Migrantenbeirat. Ich wün-
sche mir eine Zusammenarbeit, in der wir unsere Sicht einbringen können, in der uns 
niemand vorschreibt, wie wir unsere Situation zu sehen haben.

Wie erlebten die Menschen in den Heimen, die Sie kennen, 
die bundesweiten Flüchtlingsproteste?

Nur wenige nahmen an den Protesten teil, denn viele hatten Angst, dass sie durch Protes-
te ihre Lage verschlechtern. Manche sind aber einfach zu erschöpft, um noch zu protestie-
ren. Sie wollen Ruhe, um sich um sich selbst zu kümmern. Manche haben Angst, dass sie 
nach Protesten abgeschoben werden. Es machten Gerüchte – oder nur unvollständige 
Informationen – die Runde, die diese Angst schürten. Viele wollen einfach den Konflikt mit 
den Institutionen vermeiden. Sie unterscheiden nicht zwischen den Autoritäten, wie der 
Heimleitung oder der Ausländerbehörde. Für sie sind das alles Leute, die über ihr Schick-
sal entscheiden können. Es gibt ja auch Jobs in den Heimen, wenige, aber immerhin. Und 
denen, die einen solchen Job haben, bedeutet er viel. Und die fürchten, dass sie dann 
nicht mehr diesen schlechtbezahlten Job machen können.

Wie schätzen Sie die Effektivität der Proteste ein?
Es muss sich etwas ändern und deshalb ist es gut, dass etwas passiert. Auch wenn es 
noch Jahre dauern wird. Die Menschen sind nun einmal hier, der Staat muss sich darum 
kümmern, dass sie hier leben können. Es geht nicht, Menschen auf Jahre in Heimen zu 
halten. Was sie brauchen ist Arbeit, Unterricht für die Kinder, Wohnungen. Dafür müssen 
wir kämpfen.

Vielen Dank für das Gespräch.       

V D    
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schaftsräume. Die beste Lösung wäre, die Menschen lebten in Wohnungen in der Stadt. 
Aber wenn es schon Heime gibt, dann müssen sie verändert werden, es muss in ihnen 
Wohnungen geben.

Welche Rolle spielt Ihrer Erfahrung nach 
der Standort einer Unterkunft?

So wichtig ist das für uns nicht, denn unsere Forderung ist, alle Heime abzuschaffen. Wir 
wollen hier so leben, wie wir wollen, wo wir wollen. Nicht isoliert in Heimen. Deshalb ist für 
mich nicht so wichtig, wo ein Heim steht. Aber wenn es schon Heime gibt, dann sollten sie 
natürlich nicht total abgelegen, im Industriegebiet oder, wie andere Lager in Brandenburg, 
irgendwo im Wald sein. Heime sind in bestimmten Stadtteilen nicht willkommen, und das 
macht die Lage extra schwer. Wenn die Bevölkerung feindlich gesonnen ist, ist es Aufgabe 
der Regierung, diese feindseligen Menschen zu integrieren. Wir reden immer über Integ-
ration, aber das kann sich nicht nur auf die Flüchtlinge beziehen, sondern sollte auch die 
Menschen hier mit in den Blick nehmen.

Welchen Effekt hat es, wenn über die Unterbringung 
in Containern geredet wird?

Die Menschen in den Heimen wissen natürlich, dass über Containerunterkünfte immer 
wieder nachgedacht wird. Sie können es nicht glauben, denn sie kamen ja aus den Con-
tainern in Michendorf. Erst hat es sich verbessert, jetzt sollen sie vielleicht dahin zurück? 
Dagegen wurde demonstriert im Juni. Wir wollen, dass die Stadt Wohnungen baut, anstatt 
Schlösser, in denen niemand wohnen wird.

Demonstration Internationaler Frauentag / WOMEN IN EXILE / 08.03.2011 in Potsdam
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WOHNUNGEN FÜR 
FLÜCHTLINGE
VO N LUT Z BO E D E

Die Unterbringung von Flüchtlingen war in den letzten Monaten 
bundesweit ein vieldiskutiertes Thema. Fernsehberichte über 
von Rechtsextremen organisierte Demonstrationen gegen 
Flüchtlingsheime in Schneeberg oder Hellersdorf oder Bilder 
von der überfüllten Erstaufnahmestelle in Eisenhüttenstadt 
werden es sicher in manchen Jahresrückblick schaffen. Auch in 
Potsdam wurde – teilweise erbittert – über dieses Thema gestrit-
ten; allerdings zumeist diskret hinter verschlossenen Türen und 
mit einem Ergebnis, das den bundesdeutschen Vergleich keines-
wegs zu scheuen braucht.

ASYLPOLITIK Ein Integrationskonzept, das keinem nützt?
Vor einigen Jahren beschlossen die Potsdamer Stadtverordneten ein städtisches Integra-
tionskonzept. In diesem bekannten sie sich dazu, die Aufenthaltsdauer im Heim zu verkür-
zen und legten Kriterien für die Gemeinschaftsunterkünfte fest. Statt großer Flüchtlings-
heime werden kleinere Einrichtungen bevorzugt, die nicht weitab vom Schuss liegen, 
sondern einen Zugang zur Infrastruktur in den Stadtteilen ermöglichen. Eine Konzentrati-
on auf bestimmte Stadtgebiete soll vermieden werden. Auch in den Heimen wird die Un-
terbringung zumindest in wohnungsähnlicher Form angestrebt.

Allerdings haben sich die Zielsetzungen des Integrationskonzeptes bislang nur langsam 
und unzureichend im Stadthaus durchgesetzt. 

Der integrationspolitisch größte Erfolg bei der Unterbringung der 
Flüchtlinge in Potsdam war in den letzten Jahren zweifellos die 
Schließung des Asylbewerberheimes am Lerchensteig und der Umzug 
an den Schlaatz. 

Dabei wurde die Platzkapazität von 340 auf 180 Heimplätze abgebaut. Aber auch das 
neue Heim am Schlaatz war seit seiner Eröffnung im April 2009 einige Jahre lang nie aus-
gebucht. Die Flüchtlingszahlen waren rückläufig.

2008 kamen noch 24 und 2009 lediglich 28 Asylsuchende nach Potsdam. Der fehlende 
Unterbringungsdruck wirkte sich ganz offensichtlich auch auf die Wohnungsunterbringung 
aus: 2007 wurden von 13 Anträgen, aus dem Heim auszuziehen, zwölf abgelehnt; 2008 
gab es elf Anträge und acht Ablehnungen. Etwas großzügiger behandelte die Verwaltung 
die Anträge auf Auszug aus dem Heim im Jahr 2009, als der Umzug in das kleinere Heim 
am Schlaatz bevorstand und die Heimplätze knapper wurden. Immerhin wurde neun von 
19 Anträgen zugestimmt. Nach dem Umzug an den Schlaatz wurde allerdings die Geneh-
migungspraxis schnell wieder rigider. Von 2009 bis 2011 wies die Stadtverwaltung dann 
sogar wohnungssuchende Ausländer, die überhaupt nicht zum Leben in einer Gemein-
schaftsunterkunft verpflichtet sind, in das Heim ein.

Als der Landtag 2012 Empfehlungen zur Verbesserung der Lebenssituation von Flüchtlin-
gen diskutierte und neben neuen Mindeststandards für Gemeinschaftsunterkünfte auch 
eine Höchstaufenthaltsdauer von zwölf Monaten für alle Flüchtlinge und sechs Monate für 
besonders Schutzbedürftige in Aussicht stellte, sagte die Sozialbeigeordnete ELONA 
MÜLLER-PREINESBERGER zu, diese Vorschläge in Potsdam umzusetzen.

In eine Wohnung zieht man nicht ungefragt: 
Der Wohnfähigkeits-Check

Noch im Januar 2013 entwickelte die Verwaltung ein Papier, das für Flüchtlinge im Heim 
den Weg zu einer Auszugsgenehmigung regelt. In einem diskriminierenden und bürokrati-

Im Sommer 2013 verteilte das „Bündnis gegen Lager“ Protestpostkarten
gegen die Unterbringung von Flüchtlingen in Wohncontainern am Stadtrand
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schen Verfahren sollen Flüchtlinge der Stadtverwaltung glaubhaft machen, dass sie wohn-
fähig sind. Dazu sollen über mehrere Monate drei Gespräche geführt und Einschätzungen 
der Ausländerbehörde, der Gemeinschaftsunterkunft und des Sozialbereichs abgegeben 
werden. Aus zahlreichen Treffen und Arbeitsgruppen weiß ich, dass Kenntnisse der deut-
schen Sprache und der hiesigen Mülltrennung beim Nachweis der Wohnfähigkeit ganz 
hoch im Kurs stehen. Ein Fragebogen fragt auch nach Haftstrafen, Schulden und psychi-
schen Erkrankungen. 

Flüchtlingsinitiativen und Beratungsstellen haben dieses (unverständ-
licherweise vom Migrantenbeirat unterstützte) Prüfungsverfahren 
heftig kritisiert. 

Inzwischen hat die Verwaltung auf eine Abstimmung in der Stadtverordnetenversammlung 
verzichtet und das Papier zur internen Dienstanweisung degradiert. Der ursprüngliche Ti-
tel wurde von „Unterbringungskonzept“ in „Wohnfähigkeits-Check“ geändert. Mittlerweile 
firmiert das Ganze als „Leitfaden zur Wohnungsunterbringung“.

Hektische Betriebsamkeit bei der Umsetzung des Integrationskonzeptes kam im Rathaus 
erst auf, als das Land Brandenburg 2012 ankündigte, dass 2013 mit einer Verdoppelung 
der aufzunehmenden Flüchtlinge zu rechnen ist. Kurzfristig wurde in der Hegelallee ein 
neues Kleinstheim geschaffen, das 13 Personen aufnehmen kann. Plötzlich wurde auch 
die Verwaltungspraxis bei der Wohnungsunterbringung deutlich liberaler. Die Verwaltung 
bemühte sich um Problemlösungen, konnte sich aber von alten Denkmustern nur langsam 
lösen. Sie prüfte Dutzende Standorte, auf denen sie die Aufstellung von Wohncontainern 
plante und favorisierte dazu den Standort Am Buchhorst – gleich neben dem Industriege-
biet in Rehbrücke.

Als ausgerechnet die bündnisgrüne Vorsitzende des Migrantenbeirats die Containerpläne 
am Stadtrand in der Presse ausgeplaudert hatte, protestierten Flüchtlinge vor dem Haupt-
ausschuss. In teilweise bewegenden Redebeiträgen vertraten sie ihre Interessen und 
wandten sich gegen die geplante Containerunterbringung und den Wohnfähigkeits-Check. 
Zahlreiche Beschwerdebriefe von Flüchtlingsorganisationen und Potsdamer Bürgerinnen 
erreichten die Stadtverordneten.

Darüber hinaus kündigte die Stadtverwaltung ausgerechnet in dieser Situation, als es ei-
nen erheblich höheren Beratungsbedarf gab, dem Diakonischen Werk zum Jahresende 
2013 ohne Begründung den Vertrag für die Betreuung von Flüchtlingen in Wohnungen. 
Inzwischen wurde die Kündigung auf September 2014 verschoben, um das Ergebnis einer 
– von den Stadtverordneten beschlossenen – Evaluation der Beratungs- und Betreuungs-
angebote abzuwarten. Allerdings ist diese Evaluation inzwischen abgesagt worden. Über 
einen Antrag der Fraktion DIE aNDERE, die Kündigung der profiliertesten Flüchtlingsbe-
ratungsstelle im Land Brandenburg zurückzunehmen, wird Anfang 2014 entschieden.

Integrationskonzept und Wohnungsnot – Vorschläge der aNDEREN
Seit Jahren hat sich DIE aNDERE intensiv an der Diskussion zur Unterbringung von 
Flüchtlingen in Potsdam beteiligt. Besonders in der AG Wohnen und Unterbringung (einer 
Arbeitsgruppe zur Erarbeitung und Begleitung des Integrationskonzeptes) und im Bündnis 
Potsdam bekennt Farbe haben wir zahlreiche Vorschläge unterbreitet, wie Flüchtlinge in 
Potsdam angemessen untergebracht werden können. 

Wir sind der Auffassung, dass eine Landeshauptstadt 200 Flüchtlinge 
jährlich aufnehmen kann und dass ein beschlossenes Integrations-
konzept auch dann Gültigkeit hat, wenn Flüchtlinge kommen, die es in 
Anspruch nehmen.

Die AG Wohnen und Unterbringung empfahl im Juni 2013, auf die Schaffung zusätzlicher 
Heimplätze für Flüchtlinge zu verzichten und stattdessen die Unterbringung in Wohnun-
gen zu beschleunigen. Um dies umsetzen zu können, schlug die AG vor, Wohnraum direkt 
durch die Stadt Potsdam anzumieten und die Zeiten für die Wohnungssuche zu verkürzen, 
Wohngemeinschaften als Zwischenstufe zwischen Heim und eigener Wohnung zu organi-
sieren, Gewerbeflächen zur Wohnungsversorgung von Großfamilien umzubauen, die 
Wohnungsvermittlung zu verbessern und die Höchstmiete anzuheben, die als „Kosten der 
Unterkunft“ von der Stadt übernommen werden.

DIE aNDERE hat diesen Ansatz aktiv unterstützt und zusätzlich vorgeschlagen, leerste-
hende Wohnungen der ProPotsdam (Gästewohnungen) zur Verfügung zu stellen, einen 
öffentlichen Aufruf zur Bereitstellung von Wohnraum zu veröffentlichen und eine kleine 
zusätzliche Unterkunft für unbegleitete Minderjährige einzurichten.

Protestpostkarte „Bündnis gegen Lager“ / 2013
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Natürlich ist uns klar, dass – auch wegen der Versäumnisse bei der Wohnungsunterbrin-
gung in den letzten Jahren – manche Vorschläge nicht schnell genug greifen. In Potsdam 
herrscht bekanntermaßen seit Jahren akuter Mangel an bezahlbaren Wohnungen und nicht 
nur Flüchtlinge suchen lange nach Wohnraum, den sie beziehen und bezahlen können. Wir 
wollen, dass Flüchtlinge schnell in Potsdam aufgenommen werden und sich die menschen-
unwürdige Situation im Aufnahmelager Eisenhüttenstadt entspannt. Aber neue Heime kön-
nen ohnehin nicht kurzfristig gebaut werden; selbst die Planung und Aufstellung von Con-
tainern dauert mehr als ein Jahr. Daher regten wir auch eine übergangsweise Unterbringung 
im Potsdamer Umland an, für welche die Kosten von der Stadt übernommen werden sollten.

Gegen das Integrationskonzept setzt(e) 
die Verwaltung auf Heimunterbringung

Die Liste der Objekte für eine neue Sammelunterkunft, die von der Stadt geprüft wurde, 
haben auch wir uns genau angesehen. Die Prüfung der Standorte durch die Verwaltung 
offenbart einige Ungereimtheiten: So lehnte die Stadtverwaltung das Gebäude der ehe-
maligen Volkshochschule (VHS) in der Dortustraße als ungeeignet ab, weil es angeblich 
keine Spiel- und Außenflächen gebe. Ein Vor-Ort-Termin mit einem Architekten ergab je-
doch, dass direkt an das Gelände ein öffentlicher Kinderspielplatz angrenzt und sich meh-
rere Spiel- und Grünflächen in der Nähe befinden. Als ich dies in einer Beratung mit sozi-
alen Trägern darlegte (diese Beratung diente eigentlich der Werbung für die Errichtung 
des Containerdörfchens am Buchhorst), meinte die Verwaltung, dass die alte VHS als 
Ausweichstandort für sanierungsbedürftige Schulen benötigt wird. Daraufhin reichten wir 
eine Kleine Anfrage zu geplanten Schulsanierungen und Ausweichstandorten ein. Die 
VHS wird in der Antwort mit keiner Silbe erwähnt.

Die meisten unserer Vorschläge wurden von der Verwaltung abgewimmelt. Besonders be-
liebt dabei waren rechtliche Bedenken. Angeblich war eine übergangsweise Unterbrin-
gung in anderen Landkreisen nicht zulässig. Die Sozialbeigeordnete behauptete zudem 
ernsthaft und öffentlich, dass unser Antrag auf Anhebung der Kosten der Unterkunft gegen 
den Gleichbehandlungsgrundsatz verstoße. Wir hatten vorgeschlagen, für besonders 
schutzbedürftige Flüchtlinge und von Obdachlosigkeit bedrohte Jugendliche und Familien 
einen etwas höheren Mietkostensatz zu übernehmen, um die Wohnungssuche zu erleich-
tern. Eigentlich sollte Frau MÜLLER-PREINESBERGER wissen, dass besonders schutz-
bedürftige Flüchtlinge einen Anspruch auf besondere Berücksichtigung bei der Woh-
nungsunterbringung haben. Immerhin hatte die Sozialbeigeordnete selbst versichert, 
diesen Personenkreis bereits nach sechs Monaten in Wohnungen unterzubringen. 

Ein anderes Argument der Stadt gegen unsere Vorschläge war die Behauptung, dass die 
ProPotsdam keine Wohnungen zur Verfügung stellen oder umbauen kann. 

Und der Migrantenbeirat warnte, es sei unverantwortlich, Flüchtlinge 
ohne amtlich bescheinigte Wohnfähigkeit, in eigenen Wohnungen 
einzuquartieren.

Fortschritt durch Sachzwang
Im Laufe des Jahres trafen dann mehrere Briefe des Innenministeriums beim Oberbürger-
meister ein. Zunächst wurde mitgeteilt, dass Potsdam nun nicht 153, sondern 178 Flücht-
linge aufnehmen müsse. Später erhöhte sich die Zahl auf 195. Außerdem setzte die Lan-
desregierung Fristen für die Aufnahme fest und kündigte an, die schutzsuchenden 
Menschen in Pensionen oder Hotels unterzubringen und die Rechnungen dafür der Lan-
deshauptstadt zu schicken. Mitunter wirken Sachzwänge Wunder.

Die schlechteste Nebenerscheinung ist sicher die Überbelegung des Flüchtlingsheims am 
Schlaatz. Dort leben inzwischen mehr als 200 Menschen in einer Unterkunft, die für maxi-
mal 180 Personen vorgesehen ist. Und auch für 180 Menschen wäre der Platz schon 
reichlich eng.

Trotzdem hat der Drohbrief aus dem Ministerium viel Positives bewirkt: Die Rechtslage hat 
sich offenbar in verschiedenen Fragen geändert. Der Oberbürgermeister schloss einen 
Vertrag mit der Stadt Frankfurt/Oder, die bis 2015 zwanzig Flüchtlinge an Potsdams statt 
aufnimmt. Die Presse meldete, dass ein Hauseigentümer sein Häuschen nun an eine kin-
derreiche tschetschenische Familie vermietet – ohne dass die Sozialbeigeordnete eine 
unzulässige Bevorzugung wittert.

Die ProPotsdam hat – überraschend – zwanzig freie Wohnungen in mehreren Hausauf-
gängen in der Haeckelstraße gefunden. So kann hier eine Gemeinschaftsunterkunft ent-
stehen, die wohnungsgleiche Unterbringung von Anfang an garantiert und beste Möglich-
keiten der Integration in den Stadtteil bietet.

Mittlerweile wird darauf vertraut, dass geflüchtete Menschen auch 
ohne Wohnfähigkeits-Check in der Lage sind, in von der Stadt ange-
mieteten Wohnungen zu leben. Das Blatt hat sich gewendet: 

Einige Flüchtlinge fühlen sich regelrecht gedrängt und mitunter geht es selbst uns etwas 
zu schnell und unvorbereitet von der Sammelunterkunft in die eigenen vier Wände. Aller-
dings dürfte sich die Zahl der Flüchtlinge, die in Wohnungen ziehen konnten, gegenüber 
den Vorjahren mehr als verdreifacht haben.

Es ist wirklich unglaublich, wie viel in den letzten Monaten für die Verbesserung der Unter-
bringungssituation von Flüchtlingen erreicht wurde. Aber wenn das Land damit droht, sei-
ner Landeshauptstadt möglicherweise eine Rechnung des Hotels Mercure zu präsentie-
ren, ist diese sogar zur Einhaltung des Integrationskonzepts zu bewegen und setzt 
Vorschläge der Fraktion DIE aNDERE um.

LB
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Leben im Weltkulturerbe
Die Verantwortlichen der Stiftung Preußische Schlösser und Gärten (SPSG) haben es 
nicht leicht. Und das nicht nur, weil sie von großen Teilen der Potsdamer Bevölkerung für 
eine Ansammlung selbstgefälliger Sichtachsenfetischisten und menschenfeindlicher Puf-
ferzonenfanatikerinnen gehalten werden, die den Bezug zur Realität – einem modernen 
Potsdam des frühen 21. Jahrhunderts – schon vor längerer Zeit verloren haben. Gestalte-
rische Gesamtkonzeption und denkmaltheoretische Überlegungen stehen zumeist im Vor-
dergrund der Überlegungen der SPSG. Nicht selten gewinnt die Bevölkerung Potsdams 
den Eindruck, die aktive Nutzung der Weltkulturerbeparks und ihrer Umgebung durch die 
hier lebenden Menschen sei der Stiftung bestenfalls ein lästiges Übel. Freilich sind es 
Steuermichel und Steuermichaela, die das Wirken der Stiftung überhaupt erst möglich 
machen. Der Bund und die Länder Brandenburg und Berlin überweisen jedes Jahr etwa 35 
Millionen Euro an die SPSG. Dazu kommt ein im März 2013 neu aufgelegtes Sonderinves-
titionsprogramm von zusätzlichen 155 Millionen Euro für die kommenden fünf Jahre.

Ab 2014 wird nun auch noch die Kommune um eine Million Euro jährlich für den Erhalt 
Sanssoucis geschröpft werden. Die Stadt ließ sich zu dieser Finanzierung des Parks er-
pressen, damit Potsdams Einwohnerinnen auch künftig den Park Sanssouci betreten dür-
fen, ohne vorher (über die genannten Steuergelder hinaus) auch noch Eintritt an die Stif-
tung zahlen zu müssen.

Die erfolgreiche Erpressung Potsdams durch die Stiftung war durch das Votum des Stif-
tungsrats möglich geworden. Dieser hatte den Parkeintritt für den Fall beschlossen, dass 
Potsdam nicht eine Million Euro für die Pflege zahlt. Dem Gremium Stiftungsrat gehören 
Berlin, Brandenburg und der Bund an. 

Auf Seiten Brandenburgs hatten die SPD und Die Linke von ihrer 
rechtlichen Möglichkeit, die Zwangslage für die Landeshauptstadt 
durch ein „Nein“ im Stiftungsrat abzuwenden, keinen Gebrauch 
gemacht.

Zwar nicht der Griff nach der Weltherrschaft, doch 
immerhin ein Griff nach den Grünflächen der Stadt

Für den Erhalt ihres reichlich ramponierten Images tut die Stiftung einiges. Beispielsweise 
vertritt sie seit Jahren die Auffassung, die im städtischen Eigentum befindlichen Wiesen 
im Randbereich der Babelsberger Vorparkflächte dürften entgegen dem geltenden Flä-
chennutzungsplan nicht für den Breitensport bebaut werden. Schon 2008 attestierte die 
Stadtverwaltung das Fehlen von sechs bis sieben Fußballplätzen im gesamten Stadtge-
biet. Inzwischen ist der Bedarf dank des Zuzugs nach Potsdam noch gestiegen. Mit ihrer 
Haltung fand die Schlösserstiftung auch bei der Kommunalverwaltung keine Zustimmung. 
Die Potsdamer Denkmalschutz- und Umweltbehörden gaben – anders als das Landes-
denkmalamt – grünes Licht für den Bau eines Platzes an den Nuthewiesen. Ein Ministerin-
nenentscheid machte sich aufgrund der Uneinigkeit der Behörden notwendig.

FUSSBALL STATT 
PUFFERZONE

Kritik am faulen Kompromiss 
von Ministerin SABINE KUNST
VO N A R N DT SÄ N D I G

Mit dem Beharren auf Pufferzonen um den Babelsberger Park 
verhindert die Schlösserstiftung den Bau eines Kinderfußball-
platzes – und greift damit massiv in die städtebauliche Entwick-
lung der Stadt ein.

PRIORITÄTEN

Eine der berühmten Potsdamer Sichtachsen / Park Babelsberg
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Dieser Entscheid liegt seit Juli 2013 vor. Die parteilose Ministerin für Wissenschaft, For-
schung und Kultur, SABINE KUNST sprach sich für den Bau des Platzes aus. So weit, so 
gut. Angesichts der Tatsache, dass KUNST selbst Vorsitzende des Stiftungsrates der 
SPSG ist, war eine unvoreingenommene Herangehensweise objektiv nicht zu erwarten. 
Tatsächlich formuliert die Ministerin in der Begründung ihrer Entscheidung etliche, die 
Stiftung einseitig begünstigende Extrawünsche, welche rechtlich zwar nicht bindend sind, 
jedoch die Stadt offenbar unter einen Erwartungsdruck von Seiten des Landes setzen soll. 
So geht KUNST in der Begründung des Bescheids davon aus, dass der zum Zweck des 
Sportplatzbaus geänderte Flächennutzungsplan für die Vorwiesen wieder zugunsten des 
Erhalts weitläufiger Grünanlagen (rück)geändert werden soll. 

Der Entscheidung zugunsten einer Nutzung der Flächen für den Breitensport ging eine 
mehrjährige Diskussion voraus, bei der auch die Positionen des Denkmalschutzes und der 
Schlösserstiftung in die Abwägung einbezogen wurden. 

Die Landesministerin versucht hier, das demokratisch erzielte Abwä-
gungsergebnis der Kommune auszuhebeln und wenige Monate nach 
dem Beschluss der Stadtverordneten zum Flächennutzungsplan 
erneut jene Positionen zu behaupten, die sich im Abwägungsprozess 
gerade nicht hatten durchsetzen können.

Die Ministerin will nicht nur den Neubau eines Sportplatzes 
verhindern, sondern auch bestehende Sportflächen einebnen

Für die Nutzung der Parkvorflächen für Sport- und Freizeitangebote hatten sich vor der 
letzten Kommunalwahl 2008 alle Fraktionen und Wählergruppen Potsdams ausgespro-
chen. Der entsprechende Vorschlag belegt im Bürgerhaushalt seit Jahren einen der drei 
Spitzenplätze. Die Ministerin negiert in der Begründung nicht nur den politischen Willen 
der Stadtverordneten, sondern stellt auch den vielfach geäußerten Wunsch der Bürgerin-
nen und Bürger in Frage.

Weiterhin sollen laut der Begründung KUNSTs alle im Eigentum Potsdams befindlichen 
Babelsberger Vorparkflächen kostenfrei ins Eigentum der Stiftung übertragen werden. 
Dazu gehört auch die Fläche, auf der das linksalternative Kulturobjekt la datscha steht. 

Die Vorsitzende des maßgeblichen Stiftungsgremiums fordert hier unter dem Deckmantel 
eines auf Ausgleich zielenden Schiedsspruches des Ministeriums eine großangelegte Flä-
chenschenkung zugunsten der von ihr kontrollierten Stiftung. 

Die Fläche für den neuen Sportplatz soll der Stadt dann zur Erbbaupacht überlassen wer-
den. Woher der Anspruch auf ein solches, die Stiftung einseitig begünstigendes Rechts-
geschäft hergeleitet wird, wird nicht verraten. Die Stadt hatte während der Verhandlungen 
mit der Stiftung und den Weltkulturerbebeschützern von ICOMOS eine solche Variante Fußballrasenwurzelbewegung / CONCORDIA NOWAWES / 2010

schon einmal angeboten. Die Stiftung jedoch schlug diese – für sie extrem profitable – Lö-
sung aus.

Das ist aber noch nicht das Ende der Fahnenstange, denn sogar in die Auflagen zum Ent-
scheid formulierte KUNST den ersatzlosen Wegfall des jetzigen Bolzplatzes hinein. Bei 
näherer Betrachtung ist der Entscheid der Stiftungsratsvorsitzenden ein fauler Kompro-
miss.

Concordia Nowawes, der Verein, dessen Kinder seit 2006 in der ohnehin von den Platten-
bauten des Zentrums Ost zugestellten Sichtachse spielen, hat der Stadt inzwischen ein 
Kaufangebot für die Bolzplatzfläche gemacht. 

150.000 Euro hat Concordia der Stadt geboten, wenn sie den Platz an den sympathischen 
Kindersportverein und nicht an jene Struktur überträgt, welche die Stadt Potsdam just um 
fünf Jahre Millionen Euro für die Pflege Sanssoucis erpresst hat.

Die Entscheidung zugunsten des Kinder- und Breitensports wäre ganz einfach die richtige.

AS
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MEHR ALS EINE TEESTUBE 

Das MADIA –
gestern und morgen 
VO N A N N EG R E T PA N N I E R

Es ist eine eher unscheinbare Ladenfläche in der Potsdamer 
Lindenstraße, inmitten des adrett sanierten Zentrums, für man-
che Geheimtipp, für andere Mittagsroutine: Das Madia offeriert 
seit vielen Jahren bezahlbare Mittagsmenüs für Gesundheitsbe-
wusste, ökologisch Orientierte, Veganerinnen, Vegetarier und 
Ruhepausen Suchende. Jetzt soll frischer Wind in den Verein 
und in die Räume kommen.

ORTE Die Anfänge, die Vieles ermöglichen
Die Geschichte des Madia e.V. beginnt in den 1990ern, als die Teestube ein separater 
Raum in der Lindenstraße 54 war. Hausbesitzer waren die Bündnisgrünen. Zusätzlich zur 
Nutzung des Madias für politische Treffen bildete sich die Idee eines nichtkirchlichen Ei-
ne-Welt-Ladens heraus. Dies war damals noch ein Novum und wurde unter großem per-
sönlichen Engagement der Vereinsmitglieder aufgebaut und betrieben. Nach langem Hin 
und Her mit dem Finanzamtbearbeiter wurde dem Madia-Verein die Gemeinnützigkeit of-
fiziell anerkannt. Dies ermöglichte den Erhalt von Fördermitteln und eine ABM-Stelle. 

Ein späterer Streit mit den Grünen über unter anderem feuchte Wände und Mietschulden 
konnte, auch mittels einer Tilgungsvereinbarung, beigelegt werden. Dennoch erfolgte der 
Umzug in die Lindenstraße 47, wo sich eine Anwaltskanzlei im Obergeschoss befand, 
deren Mitarbeiter gern im Untergeschoss essen gingen und mit den Vereinsgründern be-
freundet waren. Die Gästeräume wurden damals unter hohem Eigenaufwand eingerichtet: 
Nicht nur wurden die Fließen in Eigenregie gelegt, auch Mobiliar, Wände und Küchenge-
räte richteten die Vereinsmitglieder und Sympathisanten ein.

Zwischen Laden, Catering und Sozialpolitik
Jedes Jahr musste der Status eines gemeinnützigen Vereins gerechtfertigt werden, ein 
erheblicher Aufwand für die Ehrenamtlichen. Um einer möglichen Aberkennung zuvor-
zukommen, wurde der zusätzliche Verein Treffpunkt Eine Welt gegründet. Über diesen 
konnten in den Folgejahren Fördermittel eingeworben und Spendenquittungen ausgestellt 
werden, während der Madia e.V. ein normaler Verein mit dem Gastronomiebetrieb als zen-
tralem Element wurde. Ein bis zwei Mal pro Woche kochten damals Flüchtlinge, die somit 
die Möglichkeit erhielten, sich etwas dazu zu verdienen. Die Miete für die Räume konnte 
zumeist durch die Kocheinnahmen und externe Zusatzaktionen bezahlt werden. Ein sel-
ten hoher Geldbetrag kam durch einen Solitag von 'solid zusammen, bei dem Konzerte 
gegen Eintritt gespielt wurden. Erhebliche Einnahmen wurden auch mehrfach durch Ca-
tering für Bands oder Events erworben, wobei 'solid als Stammkunde in Erinnerung blieb. 

Trotz Bibliothek, Veranstaltungen und Ähnlichem blieb auch die Rechtfertigung der Ge-
meinnützigkeit für Treffpunkt Eine Welt schwierig. Den Vorstandsmitgliedern wurde der 
Aufwand irgendwann zu anstrengend und so wurde der Verein nach internen Differenzen 
abgemeldet. Es folgte ein Selbstfindungstreffen zur Frage wohin und mit wem das Madia 
weiter gehen sollte. Daraufhin wurde weniger professionell weitergekocht und -gewirt-
schaftet. 

Als Eine-Welt-Laden kam es zudem zu einem Streit 
mit der GEPA, die sich zunehmend in Richtung 
großer Händler orientierte. Der Einkauf erfolgte 
danach durch regelmäßige Fahrten zum 
Berliner Lager von El Puente. 
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Später erfolgte ein Generationswechsel hin zu drei Menschen, die den Mittagstisch bis 
Mitte 2013 gemeinsam betrieben. Das Madia bot weiterhin Raum für Politik- und Sozialpro-
jekte am Abend und es fanden zeitweise sonntägliche Veganbrunches statt. Nachdem 
einer der Köche verstarb, wurde im Madia unter der Leitung einer motivierten Dame und 
gelegentlicher Helferinnen weitergekocht. Auf Dauer ist der Aufwand jedoch nicht mit so 
geringem Personal zu bewältigen. Daher ergab ein weiteres Selbstfindungstreffen, dass 
eine Renovierung im Januar und ein Solitag am 01.02.2014 zu einem frischeren Angebot 
in aufgehübschten Räumen und mit weiteren Helferinnen führen soll. 

A P

Finanzielle Unterstützung des Vereins

KONTONUMMER     
BANKLEITZAHL          

KONTOINHABER

Personelle Unterstützung 
Menschen, die gern kochen oder beim Servieren / Aufräumen / Einkaufen helfen möchten, 
werden fortlaufend gesucht, damit perspektivisch neben dem gewohnten Mittagstisch 
auch ein Caféangebot an den Nachmittagen und Wochenenden etabliert werden kann.

Einfach mal vorbeischauen 
Wer helfen möchte oder die Räume für Feierlichkeiten bzw. kulturelle / politische / beraten-
de / ... Treffen nutzen möchte, hinterlässt unkompliziert seine Kontaktdaten am Tresen. 
Wer Sicherheit und Schriftliches mag, kann auch an madiapotsdam@googlemail.com 
Vorschläge und Fragen senden. 

Sachspenden und Speisefreuden
Bislang ist es montags bis freitags von 11.30 bis circa 15.00 Uhr möglich, sich für eine 
täglich wechselnde Suppe, eines von zwei veganen Hauptgerichten sowieso zusätzlich 
Kuchen oder Shakes nach Angebot zu entscheiden. Künftig sind weitere Snacks für den 
Nachmittag oder Brunches am Wochenende angedacht. 

Die Möglichkeiten der Essenszubereitung würden sich durch folgende Sachspenden – es 
muss keine Neuware sein – erweitern, die zudem die Arbeit der Madia-Köchinnen erleich-
terten:

neuerer Herd mit Ofen
Gefriertruhe
Pürierstab
Kinderbesteck
große Töpfe mit Deckeln

3502006570
16050000
Mittelbrandenburgische Sparkasse
MADIA-AK 2/3-Welt e.V.

Das MADIA tischt auf.



42

IMPRESSUM

Herausgeberin dieser Zeitung ist die Fraktion DIE aNDERE 
in der Potsdamer Stadtverordnetenversammlung

V.i.S.d.P.                 Fraktion DIE aNDERE
                   JAN WENDT
                   Friedrich Ebert Straße 79 / 81
                   14469 Potsdam

TELEFON               0331.289 31 79

FAX                        0331.289 31 78

MAIL                       DIEaNDERE@rathaus.potsdam.de

WEB               www.fraktion-die-andere.de

Autorinnen: 

N I CO L AS BAU E R ,  LUT Z BO E D E ,  V E R A D O ST, 

A N N EG R E T PA N N I E R ,  A R N DT SÄ N D I G ,  JA N W E N DT

Gestaltung: 

M A RCUS G RO ß E /  I N T ER K R A F T@W EB . D E 

  F  R  A
K    T I
ON

www.fraktion-die-andere.de



DIE STADT 
IST KEIN
MUSEUM

  F  R  A
K    T I
ON

www.fraktion-die-andere.de


